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Viele Menschen sind heute in Sorge 
um die Demokratie. Die »Leipziger 
Autoritarismus-Studie 20242024« hat 

ermittelt, dass sich weniger als die Hälfte 
der Befragten von der »Demokratie« ver-
treten fühlen, »wie sie in der Bundesrepu-
blik Deutschland funktioniert«. Interes-
sant ist, dass 9090,44 Prozent aller Befragten 
der Demokratie als Idee zustimmen.1 Eine 
große Mehrheit lehnt also nicht die Demo-
kratie ab, sondern die Art und Weise, wie 
sie derzeit im Kapitalismus umgesetzt wird. 
Wenn über »Demokratie« gesprochen wird, 
sollte klar sein, worüber man spricht: über 
die Demokratie, wie sie auf dem Papier 
bzw. in gesetzlichen Vorgaben fixiert ist, 
oder über die faktische Demokratie, wie 
sie tatsächlich praktiziert wird. Über eine 
»Papier-Demokratie« lässt sich vieles be-
haupten. Aber Gesetze reichen nicht aus, 
um aus einer Gesellschaft eine Demo-
kratie zu machen. Regeln und Normen 
müssen sich im Denken und Handeln der 
Menschen ausdrücken; sie müssen ange-
nommen und von den Sitten und sozialen 
Routinen getragen werden. Die Fixierung 
einer demokratischen Verfassung ist das 
eine, deren praktische Umsetzung ist nicht 
nur etwas anderes, sondern auch unendlich 
viel schwieriger. Der Modus, wie das demo-
kratische Konzept verwirklicht wird, hängt 

nicht nur von gesetzlichen Regelungen ab, 
sondern wird vor allem durch die konkret-
historischen Umstände bestimmt, unter 
denen Menschen das Experiment »Demo-
kratie« versuchen. Wenn in einer Verfas-
sung der Gedanke verankert ist, dass die 
Staatsgewalt vom Volke ausgeht, bedeutet 
das nicht automatisch, dass das in der Rea-
lität auch so ist. 

Die sanfte Unterwerfung

Bereits vor fast 200200 Jahren hat der 
französische Historiker Alexis de 
Tocqueville (18051805–18591859) am Bei-

spiel der Vereinigten Staaten die Gefah-
ren moderner Massendemokratien unter-
sucht.2 Wie Tocqueville aufzeigte, bilden 
sich unter kapitalistischen Verhältnissen 
Bürger heraus, die hauptsächlich mit der 
individuellen Mehrung ihres Wohlstandes 
beschäftigt sind und dabei das Interesse 
verlieren, sich aktiv an der Gestaltung des 
Gemeinwesens zu beteiligen. In die Hektik 
des privaten Lebens verstrickt und auf das 
Reichwerden bedacht, 

»bleibt dem Einzelnen kaum noch Kraft 
und Muße für das politische Leben«.3 

Im modernen Kapitalismus wirke eine eige
ne Logik.

»Auf der einen Seite wächst die Freude 
am Wohlstand, auf der anderen bemäch-
tigt sich die Regierung mehr und mehr 

aller Quellen des Wohlstandes.  
Die Menschen geraten daher auf zwei 

verschiedenen Wegen in die Knecht-
schaft. Die Freude am Wohlstand lenkt 

sie davon ab, an der Regierung teilzuneh-
men, und die Liebe zum Wohlstand bringt 
sie in immer engere Abhängigkeit von den 

Regierenden.«4

Die Paradoxie des liberalen Kapitalismus 
besteht gleichsam darin, dass hier Dyna-
miken wirken, die seine Entwicklung vo-
rantreiben, aber zugleich jene Bedingun-
gen zerstören, die für das Funktionieren 
der Demokratie notwendig sind. 

In dieser Konstellation ist Tocqueville 
zufolge der Keim zu einer »neuen Art von 
Unterdrückung« gelegt, die »mit nichts, 
was ihr in der Welt voraufging, zu verglei-
chen sein« werde.5 

In dem Maße, wie Bürger ihre politi-
schen Rechte nicht mehr wahrnehmen, 
gehe die faktische Macht an die staatliche 
Bürokratie über. Diese mache

»den Gebrauch des freien Willens immer 
überflüssiger und seltener, beschränkt die 
Willensbetätigung auf ein immer kleineres 
Feld und entwöhnt jeden Bürger allmäh-

lich der freien Selbstbestimmung […]  
So breitet der Souverän, nachdem er 

jeden Einzelnen der Reihe nach in seine 
gewaltigen Hände genommen und nach 
seinem Belieben umgestaltet hat, seine 
Arme über die Gesellschaft als Ganzes;  

er bedeckt die Oberfläche mit einem Netz 
kleiner, verwickelter, enger und einheit

licher Regeln […]«6

Dieser Souverän 

»tyrannisiert nicht, er belästigt, be-
drängt, entkräftet, schwächt, verdummt 
und bringt jede Nation schließlich dahin, 
dass sie nur noch eine Herde furchtsamer 
und geschäftiger Tiere ist, deren Hirte die 

Regierung«.7 

Die liberale Demokratie erzeugt so Unterta-
nen, die der Illusion unterliegen, sie hätten 
weiterhin die Kontrolle, obwohl sie in Wirk-
lichkeit kaum noch politischen Einfluss 
besitzen. Was von der Gestaltungsmacht 
des Volkes bleibt, ist die Chance, bei den 
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erstaunlich unberührt bleibe, würden viele 
nicht bemerken, »dass die Demokratie ge-
schwächt und die Macht innerhalb des poli-
tischen Systems auf eine kleine Elite aus 
Politikern und Konzernen übergegangen 
ist, die eine Politik nach den Wünschen der 
Letzteren betreiben«.14

Der smarte Despotismus 
der Postdemokratie

Seit den Zeiten von Tocqueville haben 
sich die ökonomischen, sozialen und 
habituellen Grundlagen für das Funk-

tionieren der Demokratie erheblich verän-
dert. Nach Auffassung des USUS-amerika-
nischen Politikwissenschaftlers Sheldon 
Wolin (19221922–20152015) ist Ende des 2020. Jahr-
hunderts – zuerst in den USAUSA, dann auch 
in anderen westlichen Ländern – eine neue 
»Superorganisation« entstanden, die auf 
der engen Verflechtung zwischen Staat, 
politischen Eliten und (transnationa-
len) Konzernen beruht. Die neue Qualität 
dieser Supermacht bestehe darin, »dass die 
Macht der Konzerne und ihre Kultur nicht 
länger externe Kräfte sind, die nur gelegent-
lich Einfluss auf Politik und Gesetzgebung 
ausüben«, sondern vielmehr als integraler 

USAUSA und Skandinavien) und den ersten 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg (in 
den anderen Ländern) einen »Augenblick 
der Demokratie« erlebt hätten.12 Danach 
habe ein beschleunigter Niedergang der De-
mokratie eingesetzt. Die liberalen Demo-
kratien haben Crouch zufolge »schlicht und 
einfach« nicht Schritt halten können mit 
der »globalen Ausbreitung des Kapitalis-
mus«.13 Dieser Prozess habe mehr oder we-
niger unvermeidlich eine Schwächung der 
wichtigsten Kräfte herbeigeführt, die ge-
wöhnliche Bürger ins politische Leben ein-
gebunden haben. Von den Errungenschaf-
ten der »demokratischen Epoche« sei zwar 
noch »ein umfangreiches Vermächtnis an 
Praktiken, Haltungen, Werten und Institu-
tionen geblieben«, aber ein System, in dem 
sich ein großer Teil der Bürger mit der Rolle 
passiver Teilnehmer begnügen müsse, die 
nur gelegentlich an den Entscheidungen 
beteiligt werden, könne nicht als »wahr-
haft demokratisch« bezeichnet werden. Die 
westlichen Gesellschaften hätten sich in 
Postdemokratien verwandelt. Da ein post-
demokratisches System auf der Grundlage 
einer über längere Zeit stabilen Demokratie 
entstehe, »deren Praktiken und Institutio-
nen« fortbestehen, habe es den Anschein, 
als stehe alles zum Besten. Dadurch, dass 
die demokratische Oberfläche vom Verfall 

regelmäßig stattfindenden Wahlen Regie-
rungen abzuwählen und durch andere zu 
ersetzen. Tocqueville war der Überzeu-
gung, dass sich 

»diese Art einer geregelten, milden und 
friedlichen Knechtschaft […] mit einigen 
äußeren Formen der Freiheit besser ver-
binden könnte, als man denkt, und dass 
es ihr nicht unmöglich wäre, sich sogar 
im Schatten der Volkssouveränität nie-

derzulassen«.8 

Dies mache es den Bürgern auch leich-
ter, manchen Unbill zu ertragen, denn sie 
können sich immerhin mit dem Gedanken 
trösten, dass sie ihre Vormünder mehrheit-
lich selbst gewählt haben. 

»Jeder Mensch lässt sich von anderen an 
die Leine nehmen, weil er sieht, dass nicht 
eine Person oder eine Klasse von Personen, 

sondern das Volk als Ganzes das Ende 
seiner Kette hält.«9 

Die liberale Knechtschaft sei auch deshalb 
angenehmer als die »Tyrannei eines erzwun-
genen Gehorsams, der von einer unverant-
wortlichen Person oder Gruppe ausgeübt 
wird«, weil sie an »natürliche Bestrebun-
gen« des Menschen anknüpfen könne. Denn 
Menschen fühlen »das Bedürfnis geführt zu 
werden, und dabei die Lust, frei zu bleiben. 
Da sie weder die eine noch die andere dieser 
entgegengesetzten Neigungen niederkämp-
fen können, bemühen sie sich, sie beide zu-
gleich zu befriedigen.«10 

Viele in den liberalen Demokratien 
würden sich mit diesem »Kompromiss zwi-
schen dem Verwaltungsdespotismus und 
der Volkssouveränität« arrangieren, weil 
sie meinen, dass  »die Freiheit des Individu-
ums durch ihre Auslieferung an die staatli-
che Gewalt hinlänglich gesichert« sei.11

Zu Tocquevilles Zeiten lebten die Men-
schen in New England noch in »freien und 
unabhängigen« Stadtgemeinden, und das 
Zusammenleben war spürbar von tradier-
ten Gemeinschaftseinstellungen geprägt. 
Heute lebt die Mehrheit unter anonymi-
sierten sozialen Beziehungen in großen 
Metropolen und Städten. Die modernen 
Gesellschaften werden von Kräften be-
herrscht, die zu Zeiten des frühen Kapita-
lismus noch in den Kinderschuhen steckten 
bzw. die es noch nicht einmal gab. Der bri-
tische Sozialwissenschaftler Colin Crouch 
argumentiert, dass die meisten Teile West-
europas und Nordamerika zwischen den 
3030er Jahren des 2020. Jahrhunderts (in den 

Alexis Charles-Henri- 
Maurice Clérel de 
Tocqueville, geboren 
am (1805–1859) war 
ein französischer  
Publizist, Politiker und 
Historiker. Er gilt als 
Begründer der Ver-
gleichenden Politik-
wissenschaft.  
In De la démocratie 
 en Amérique, 1836, 
beschreibt unter  
anderem die Demo-
kratie im Zusammen-
hang der politischen 
Gesellschaft.
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Türen vollzieht und der Einsicht als auch 
dem Einfluss der Bürger entzogen ist. Es 
ist zwar keine Demokratie, aber es soll so 
aussehen und sich so anfühlen. Im smar-
ten Despotismus geht die Macht nicht vom 
Volke aus, sondern wird dem Volke als 
Spektakel aufgeführt. 

Die bürgerliche Demokratie kam in 
die Welt als eine emanzipatorische Errun-
genschaft mit großer Leuchtkraft. Diese 
ist zwar im Schwinden, aber immer noch 
vorhanden. Wir haben es mit einem Herr-
schaftssystem zu tun, das seine Anzie-
hungskraft und Legitimation vor allem 
aus der demokratischen Charta und dem 
Anschein der Freiheit bezieht. Viele Men-
schen, die in diesem System leben, sind 
von dem guten Glauben geleitet, dass eine 
demokratische Verfassung und eine aus 
freien Wahlen hervorgehende Regierung 
von selbst für die Herrschaft des Demos 
und das allgemeine Wohl sorgen würden. 
Diese große Illusion wird ihnen tagein und 
tagaus eingetrichtert, aber sie ist mehr als 
das – sie ist vor allem das »Opium« des ge-
lenkten Demos, der sich nach Freiheit und 
Selbstbestimmung sehnt. Die betörende 
Wirkung des liberalen Opiums hat jedoch 
auch Grenzen.

Wenn die Wahlkompetenz 
schwindet …

Der Erfolg von repräsentativen De-
mokratien beruht nicht zuletzt 
darauf, dass sich bei den Wahlen 

jene Bewerber bzw. Parteien durchsetzen, 
die über Integrität und hinreichende Kom-
petenzen verfügen. Dabei kommt es sowohl 
auf das politische Angebot als auch auf die 
Fähigkeit der Wähler an, die richtigen Kan-
didaten auszuwählen. Die Erfahrung zeigt 
allerdings, dass die Schwarmintelligenz der 
Wähler unter postdemokratischen Verhält-
nissen leidet. Das hatte bereits Tocqueville 
befürchtet. Es sei »schwer einzusehen, wie 
Menschen, die der Gewohnheit, sich selbst 
zu regieren, vollständig entsagt haben, im-
stande sein könnten, diejenigen gut auszu-
wählen, die sie regieren sollen; und man 
wird niemanden glauben machen, eine 
freiheitliche, tatkräftige und weise Regie-
rung könne jemals aus den Stimmen eines 
Volkes von Knechten hervorgehen«.20 Es 
ist kein Zufall, dass in den westlichen 
Postdemokratien Personen bzw. Parteien 
mehrheitlich gewählt werden können, die 
völlig inkompetent zu sein scheinen und 

Schon Tocqueville hatte vermutet, dass die 
Knechtschaft der liberalen Demokratie um-
fassender und durchdringender sein werde 
als irgendeine zuvor.18 In der Tat haben sich 
im demokratischen Westen neue Herr-
schaftsformen entfaltet, die auf dem tota-
lisierenden Modus der freiwilligen Unter-
werfung beruhen. 

Tocqueville zufolge bringt der moderne 
Kapitalismus Bürger hervor, die sich dem 
demokratischen Vormund freiwillig auslie-
fern und »nach und nach die Fähigkeit ein-
büßen, selbständig zu denken, zu fühlen 
und zu handeln«.19 Aber auf Dauer ist die 
selbstgewählte Knechtschaft von poli-
tisch apathischen Bürgern keine Gewähr 
für die Stabilität der liberalen Demokra-
tie. Vor allem nicht, wenn es rauer zugeht 
und breite Teile der Bevölkerung am Wohl-
standswachstum nicht mehr teilhaben. 
Wenn der Wohlstand in Gefahr ist, wird 
auch ein gelenkter Demos unzufrieden und 
rebellisch. Wenn freie Wahlen und privates 
Wohlstandsstreben nicht mehr ausreichen, 
den Demos zu kontrollieren, muss im Herr-
schaftssystem »nachgebessert« werden. In 
den westlichen Postdemokratien hat sich 
ein gigantischer Manipulationsapparat he-
rausgebildet, dessen Hauptaufgabe darin 
besteht, Meinungen nicht nur zu kontrol-
lieren, sondern auch zu formen und zu fab-
rizieren. Das ist zwar nicht ganz neu, aber es 
geschieht raffinierter und umfassender als 
jemals zuvor in der Geschichte. Im Unter-
schied zur frühen bürgerlichen Demokratie 
kann sich der postdemokratische Machtap-
parat auf ein riesiges Heer von akademi-
schen »Spezialisten« stützen, die in dem 
rasant wachsenden Komplex der Denkfab-
riken, Stiftungen, Forschungseinrichtungen 
und der Medienbranche beschäftigt sind. 
Eine der großen »Leistungen« des Spätka-
pitalismus besteht darin, die ehemals sys-
temkritische wissenschaftlich-kulturelle 
Intelligenzia in eine staatstragende Dienst-
leistungsschicht verwandelt zu haben. Es 
hat sich ein System formiert, in dem die De-
mokratie nicht mehr vom eigentlichen Sou-
verän bestimmt, sondern von geschulten 
Experten gemanagt und zunehmend auch 
hergestellt wird. Darin besteht der Kern 
dieser neuen Herrschaftsform, die sich 
in Anlehnung an Tocqueville als »smarter 
Despotismus« charakterisieren lässt. Ihr 
zentrales Merkmal: Der öffentliche Raum 
wird von einer beflissenen Expertokra-
tie (Journalisten, Denkfabrik-Angestellte 
usw.) mit systemkonformen Diskursen 
dominiert, während sich die tatsächliche 
Politik zunehmend hinter verschlossenen 

Bestandteil von Politik und Demokratie 
fungierten. Die mächtigsten ökonomischen 
Akteure seien »über Verbände, Lobbygrup-
pen, externe Berater oder Denkfabriken 
(Think-Tanks) direkt in den staatlichen Ap-
parat integriert«.15 Über den Drehtür-Ef-
fekt findet ein permanenter Personalwech-
sel zwischen diesen Herrschaftsbereichen 
statt. In den liberalen Demokratien haben 
sich postdemokratische Regierungstech-
niken durchgesetzt, die Wolin als »umge-
kehrten Totalitarismus« beschreibt. Dieser 
verbinde Elemente der liberalen Demokra-
tie mit denen von totalitären Regimes. Im 
Unterschied zum »klassischen Totalita-
rismus« werde der liberale Totalitarismus 
nicht vom Streben nach unumschränkter 
persönlicher Herrschaft, sondern »von abs-
trakten totalisierenden Mächten« angetrie-
ben.16 Vor allem sei es ein Totalitarismus, 
der sich nicht offen zu erkennen gebe und 
seine wahre Natur hinter einer demokrati-
schen Fassade verberge. 

»Das neue System, der umgekehrte  
Totalitarismus, ist eines, das vorgibt, das 
Gegenteil dessen zu sein, was es in Wahr-
heit ist. Es verleugnet seine wahre Iden-
tität und vertraut darauf, dass seine ab-

weichenden Tendenzen als ›Veränderung‹ 
normalisiert werden.«17 
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Wenn die Postdemokratie ihre 
Stabilität verliert …

Den Bürgern geht es unter der »li-
beralen Knechtschaft« zumeist 
nicht schlecht, vor allem wenn 

sie ihre Lust am materiellen Konsum und 
Reichwerden befriedigen können und aus-
reichend Spaß und Unterhaltung haben. 
Solange das so ist, kann diese Scheindemo-
kratie funktionieren. Die bürgerliche De-
mokratie beruht auf dem Glauben, dass das 
Volk durch freie Wahlen die Macht ausübt 
und dass es der Mehrheit unter dieser Re-
gierungsform gut geht. Wenn dieses sub-
jektive Grundgefühl schwindet und der 
Wohlstand in Gefahr ist, gerät auch die 
Postdemokratie in Bedrängnis. Es ist offen-
sichtlich, dass sich der liberale Kapitalis-
mus in einer Krise befindet. Strittig ist, was 
die Krise ausmacht. Glaubt man dem Main-
stream, dann ist die Demokratie in Gefahr, 
weil sie von autoritären Kräften bedroht 
wird. Abgesehen davon, dass die Demo-
kratie an Rückhalt verliert, weil sie zuneh-
mend in der Realität versagt, stellt sich die 
Frage, ob es überhaupt die Demokratie ist, 
die in Schwierigkeiten steckt. Es lohnt sich 
immer, die Demokratie zu verteidigen, aber 
warum sollte man ein System verteidigen, 
in dem oligarchische Kräfte und »Exper-
ten« für demokratisches Theater dominie-
ren, während die Stimme der gewöhnli-
chen Bürger bei Wahlen umworben und 
ansonsten an den Rand gedrängt und nicht 
selten verballhornt wird? Es ist etwas an-
deres, wenn eine Postdemokratie aus dem 
Ruder läuft, als wenn eine funktionierende 
Demokratie unter Druck gerät. Echte De-
mokratie braucht mitdenkende und sich 
einmischende Bürger, die Postdemokra-
tie braucht und erzeugt eine »betäubte 
Masse«. Die Krise der Postdemokratie ist 
weit gefährlicher als die Krise einer Demo-
kratie, denn es mangelt hier an politisch 
aktiven und aufgeklärten Bürgern, die mit 
demokratischen Gepflogenheiten vertraut 
und gewohnt sind, Verantwortung für das 
Gemeinwesen zu übernehmen. Wenn eine 
etablierte Postdemokratie in Bedrängnis 
gerät, haben es demokratische Kräfte 
zudem mit einem mächtigen Gegner zu 
tun, der aus dem »Maschinenraum« des 
Systems operiert. Es sind jene Netzwerke 
zwischen Eliten, Staat, Denkfabriken und 
Konzernen, die sich das demokratische 
Konstrukt zur Beute gemacht haben und 
die Postdemokratie im Namen der Demo-
kratie rechtfertigen.

sogar gegen Grundinteressen ihres Wahl-
volkes handeln. Eine repräsentative De-
mokratie sollte mit diesem Risiko rech-
nen und Vorkehrungen treffen, um sich 
vor solchen demokratisch gewählten Ver-
irrungen zu schützen. Der beste Schutz 
liegt in der Stärkung von echten demokra-
tischen Potenzialen, aber gewiss nicht in 
der staatlichen Förderung von wokem Anti-
autoritarismus. 

Wenn Eliten versagen …

In den westlichen Gesellschaften voll-
zieht sich seit Jahrzehnten ein fata-
ler Trend: Eliten sondern sich von 

der Bevölkerung ab und kapseln sich in 
ihrem eigenen Wohlfühlmilieu ein. Zwi-
schen oben und unten wächst eine Kluft 
der Entfremdung, die mit einem massiven 
Verlust von Vertrauen in die Herrschen-
den verbunden ist. Crouch zufolge schade 
es vor allem der Demokratie, »dass sich 
Politiker zunehmend von ihrer Basis in 
der Bevölkerung entfernen und stattdes-
sen die Nähe globaler Wirtschaftseliten su-
chen«.21 Der französische Historiker Em-
manuel Todd sieht im Verfall der liberalen 
Oligarchie ein Symptom für den Nieder-
gang des Westens. 

»Wenn das Volk und die Elite nicht mehr 
miteinander übereinkommen, um  

gemeinsam zu funktionieren, dann hat 
der Begriff der repräsentativen Demo-

kratie keinen Sinn mehr: Wir landen bei 
einer Elite, die nicht mehr vertreten  

will, und bei einem Volk, das nicht mehr 
vertreten werden will.«22 

Die Mitglieder der politischen Klasse im 
Westen seien zudem völlig »in Beschlag ge-
nommen durch ihre neue Beschäftigung – 
Wahlen zu gewinnen, die zwar nichts an-
deres mehr sind als Theaterstücke, die aber 
dennoch, wie das wahre Theater, spezifi-
sche Kompetenzen und Einsatz erfordern«. 
Beansprucht durch Wahlen und Selbstmar-
keting, haben sie 

»nicht mehr die Zeit, sich im Umgang  
mit internationalen Beziehungen zu üben.  

So betreten sie die Weltbühne ohne jeg
liche notwendige Grundkenntnisse.«23 

Der Elitenverfall verschärft die Krise des 
liberalen Kapitalismus und beeinträchtigt 
seine globalen Unternehmungen.

Die neoliberale Herrschaft geht einher 
mit Hybris und Affekten von Freiheit, Ver-
unsicherung und Angst, aber vor allem ver-
stärkt sie Tendenzen von massiver Indivi-
dualisierung und Verblödung. Wenn die 
Postdemokratie in Not gerät, besteht die 
Gefahr, dass ein zorniger und materiell wie 
geistig verwahrloster Mob nach oben ge-
spült wird. Das muss nicht in Faschismus 
münden, aber es ist zu befürchten, dass sich 
die Wut des getäuschten Pöbels destruk-
tiv entlädt und es auf andere Art schlimm 
wird. Aus dem Schoß der kollabierenden 
Postdemokratie könnte am Ende ein neuer 
Totalitarismus hervorgehen, der die mo-
dernen Technologien der Meinungskont-
rolle mit traditionellen Formen von Repres-
sion und Indoktrination verbindet. Dann 
wünschten sich vermutlich viele in die sanf-
ten Zeiten einer etablierten Postdemokratie 
zurück. Aber das, was man hinter sich ge-
lassen hat, kommt nicht mehr zurück, zu-
mindest nicht als dasselbe. Der selbstsüch-
tige Individualismus ist ein Sargnagel für 
die Demokratie, aber es kann immer noch 
ärger kommen.   
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